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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 29.05.2013
MARLENE GERBER

Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Radio und Fernsehen

Nach einer im Vorjahr durchgefihrten Vernehmlassung prasentierte die
Landesregierung dem Parlament im Mai des aktuellen Jahres eine Botschaft zur
Anderung des Bundesgesetzes iiber Radio und Fernsehen (RTVG). Der Bundesrat
optierte geméass Auftrag des Parlaments und in Erflllung einer Motion der Kommission
fur Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrats (KVF-NR) fir eine generelle
Abgabepflicht fir Radio und Fernsehen, welche die in der Vergangenheit mehrfach in
Kritik geratene, gerateabhéngige Billag-Empfangsgebuhr ablésen soll. Trotz Kritik von
einigen gewichtigen Vernehmlassern hielt der Bundesrat somit an dem in seiner
urspringlichen Vorlage enthaltenen Vorschlag fest, kaum Maoglichkeiten zur
Abgabebefreiung vorzusehen. Fur ein ,Opting out™ fur Personen mit bewusstem
Verzicht auf Radio- und Fernsehkonsum hatten sich in der Vernehmlassung unter
anderem die Piratenpartei, Economiesuisse und mit dem Aargau, Genf und Schwyz drei
Kantone ausgesprochen. Die Mehrheit der Vernehmlasser, darunter alle Kantone mit
Ausnahme des Kantons Zirich sowie unter anderem die WEKO, Billag und die
stellungnehmenden Parteien ohne die SVP und die FDP, hatte sich jedoch im Grunde
hinter einen Systemwechsel gestellt und den Entwurf begrisst. Von der neuen
Abgaberegelung ausgenommen werden sollen laut Vorlage des Bundesrats wie bisher
Bezliger von Ergédnzungsleistungen (EL) der AHV und IV, wobei eine neue Regelung die
ruckwirkende Befreiung ab Leistungsbezug einfihren will. Ebenfalls neu sollen
Unternehmen mit einem Jahresumsatz von unter CHF 500'000 von der Abgabe befreit
werden. Nach aktuellem Stand hatten aufgrund letzterer Bestimmung 70% der in der
Schweiz angesiedelten Unternehmen keine Abgabe zu entrichten. Ob und inwiefern
Unternehmen Uberhaupt abgabepflichtig sein sollen, wurde in der Vernehmlassung
dusserst kontrovers diskutiert. Wahrend der festgesetzte Grenzwert einigen
Vernehmlassern zu hoch angesetzt war, fanden ihn andere zu tief und wieder andere
schlugen neue Kriterien zur Bestimmung der Abgabepflicht vor. In seiner Botschaft zum
Entwurf vertrat der Bundesrat nach wie vor den urspriinglich genannten Grenzwert, der
jedoch in einem weiteren Schritt auf Verordnungsstufe festgelegt werden muss. Die
Vorlage sieht weiter vor, fur die Eintreibung der Abgaben natlrlicher Personen eine
nach  Kriterien des offentlichen Beschaffungsrechts ausgewahlte private
Erhebungsstelle  zu  beauftragen, welche die Haushaltsdaten von den
Einwohnerregistern der Kantone und Gemeinden bezieht. Die Eidgendssische
Steuerverwaltung (ESTV) soll die Abgabe der Unternehmen direkt im Rahmen der
Mehrwertsteuererhebungen einziehen. Betreffend Letzterem prasentierte die
Regierung in der Vernehmlassung zwei Varianten. Die Abgabeerhebung via ESTV wurde
von der Mehrheit der Stellungnehmenden als effizienter und kostengunstiger eingestuft
als ein alternativ moglicher Einzug Uber die private Erhebungsstelle, welche die Daten
der Unternehmen Uber die ESTV bezogen hatte. Als Grinde fur den Systemwechsel gibt
der Bundesrat in erster Linie die technologische Entwicklung, welche den Empfang von
Radio und Fernsehen auf neuen Geraten ermoglicht, sowie den durch das aktuelle
System verursachten hohen administrativen Aufwand an. Aus finanzieller Perspektive
soll die neue Regelung keine zusatzlichen Ertrage generieren, was tendenziell zu einer
tieferen Abgabe pro Haushalt fuhren wirde, so die entsprechenden Ausfihrungen in
der Botschaft. Weiter préasentiert der Bundesrat in seinem Entwurf den Vorschlag einer
Flexibilisierung der GebuUhrenanteile fur private Radio- und Fernsehveranstalter
zwischen 3 und 5%. Der bisherige, fixe Prozentsatz von 4% hatte beim
Gebiihrensplitting zur Anhaufung von Uberschiissen gefiihrt, was mit einem variablen
Gebuhrenanteil vermieden werden soll. Wegen entgegengesetzter Ansichten der
Vernehmlasser beschloss der Bundesrat, bei seinem urspringlichen Vorschlag zu
bleiben. Die Vorlage, welche 2014 dem Parlament zur Behandlung vorgelegt wird,
enthalt dartber hinaus Bestimmungen zu Kompetenzregelungen,
Konzessionsvoraussetzungen sowie weitere Regelungen fur die privaten Radio- und
Fernsehveranstalter. '
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 14.06.2015
MARLENE GERBER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

"Rosti- und Polentagraben sind programmiert”, titelte die NZZ bereits am 5. Juni, mit
dem Argument, dass insbesondere die Sprachminderheiten von einem ausgebauten
Service public profitieren und dies mit einem beflirwortenden Stimmentscheid
untermauern wirden. Zumindest was das Resultat betrifft behielt die alte Tante
grosstenteils recht: An der Volksabstimmung zur RTVG-Vorlage vom 14. Juni 2015,
wurde das Bundesgesetz tUber Radio und Fernsehen bei einer Stimmbeteiligung von
43,7% mit einer hauchdinnen Mehrheit von 3'649 Stimmen - und somit noch leicht
knapper als die vorlaufigen amtlichen Ergebnisse vermuten liessen, und gar knapper als
jedes andere seit der Einfuhrung des Frauenstimmrechts erzielte Abstimmungsresultat
- angenommen. Treibende Kraft hinter diesem Hauch von Ja war in der Tat die
Romandie (mit Ausnahme des Wallis), wo die Vorlage teilweise betrachtlichen Zuspruch
erhielt - an vorderster Front vom Kanton Waadt, der die Vorlage, gefolgt von den
Kantonen Genf (61,9%), Neuenburg (59,6%) und Jura (58,6%), mit einem Ja-Anteil von
62,5% deutlich beflirwortete. Abgesehen von der Romandie legten lediglich Basel-Stadt
(61,2%) und GraubUlinden (560,9%) ein Ja ein; in allen anderen Kantonen - inklusive dem
Tessin (48,0%) - fand die Vorlage keine Mehrheit. Wéhrend der Ja-Anteil in den
grosseren, stadtisch gepréagten Kantonen immerhin die 47%-Marke Uberschritt,
bewegte sich dieser in den landlichen Kantonen der Zentral- und Innerschweiz
zwischen 40% und 45%. Das knappe Ergebnis flhrte denn auch nicht zum Abflauen der
politischen Diskussionen, sondern zu deren intensiven Weiterfihrung. Die GLP, die
ebenso wie die SVP und die FDP zu den Abstimmungsverliererinnen gehorte, kiindigte
beispielsweise an, eine Motion zur Definition des medialen Service public in der
Bundesverfassung einzureichen. Dass hier Handlungsbedarf bestehe, habe die Debatte
zum RTVG gezeigt. Nationalratin Natalie Rickli (svp, ZH) kommentierte die Befunde des
Tagesanzeigers, wonach die Auslandschweizer fur das Ja zum RTVG verantwortlich
seien: Es sei "irritierend, dass Leute mitentscheiden, die gar nicht bezahlen mussen".
Nichtsdestotrotz seien jedoch diejenigen Gegnerinnen und Gegner, welche ihr
Stimmrecht nicht wahrgenommen hatten, zu grossen Teilen fir die Niederlage
verantwortlich. Rickli rief zur Unterstutzung der sich dazumals im Sammelstadium
befindenden No-Billag-Initiative auf, mit der der Druck auf die SRG aufrechterhalten
werden koénne. Die Initiative erhielt nach der Referendumsniederlage nun auch
Unterstltzung vom Schweizerischen Gewerbeverband. Der Verband Schweizer Medien
zeigte sich mit dem Abstimmungsresultat und gar mit dessen Knappheit zufrieden,
denn Letzteres sei ein Warnsignal an die SRG. Diese solle sich auf einen Service public
im engeren Sinne beschranken und ausschliesslich Uber die neue Abgabe finanziert
werden, was einem Werbeverbot fur die SRG gleichkédme.

Abstimmung vom 14. Juni 2015

Beteiligung: 43.7%
Ja: 1'128'5622 (560.1%)
Nein: 1'124'873 (49.9%)

Parolen:

- Ja: SP, CVP, GPS, BDP (2*), EVP; Economiesuisse, SGB, Travail.Suisse, VSM.
- Nein: SVP, FDP (3*), GLP; SGV, SBV, Konsumentenforum.

- Stimmfreigabe: SAV, SKS.

* Anzahl abweichende Kantonalsektionen in Klammern ?

Am 4. Marz 2018 war dann der Tag der Entscheidung gekommen. Wie die
Vorbefragungen hatten vermuten lassen, wurde die No-Billag-Initiative deutlich
abgelehnt. 71.6 Prozent der Stimmenden und Mehrheiten in allen 26 Kantonen sprachen
sich gegen die Initiative aus. Besonders hoch war die Ablehnung in der Romandie,
insbesondere im Kanton Neuenburg mit 78.3 Prozent Nein-Stimmen. Auch der Kanton
Graubunden lehnte die Initiative mit 77.2 Prozent Nein-Stimmen deutlich ab. Am besten
kam die No-Billag-Initiative im Kanton Schwyz mit 62.4 Prozent Ablehnung, gefolgt vom
Kanton Schaffhausen mit 62.7 Prozent an; auch im Kanton Tessin fand die Vorlage mit
65.5 Prozent Nein-Stimmen nur etwa bei einem Drittel der Stimmenden Unterstitzung.
Aufgrund der intensiven Kampagne wenig Uberraschend fiel die Stimmbeteiligung mit
54.8 Prozent Uberdurchschnittlich hoch aus, im Tessin lag sie gar bei 65 Prozent. ,Die
No-Billag-Initiative startete ohne Chance, flog dann Uberraschend hoch, um
schliesslich  krachend  abzustlrzen®, fasste die Luzerner Zeitung den
Abstimmungskampf fast poetisch zusammen.

Die Initianten zeigten sich zwar enttduscht, dass sie nicht die von ihnen erwarteten 40
Prozent Zustimmung erreicht hatten, waren aber gleichzeitig zufrieden damit, das
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Thema aufs Tapet gebracht zu haben. Olivier Kessler unterstrich, dass es ihnen
gelungen war, mit der Initiative eine grosse medienpolitische Diskussion zu lancieren
und das Thema Zwangsgebuhren zu enttabuisieren. Andreas Kleeb ergénzte, dass ohne
die Initiative die Gebuhren nicht auf CHF 365 gesenkt worden wéaren, und Thomas Juch
fasste die Hoffnung der Initianten folgendermassen zusammen: ,Wir haben heute nicht
an der Urne gewonnen, aber wir werden langfristig gewinnen™.

Erste Gewinne im Sinne der Initianten hatten sich bereits kurz vor der Abstimmung
angeklindigt. So vermeldeten verschiedene Kritiker der Initiative, nach der Abstimmung
im Parlament gegen die Sonderstellung der SRG vorgehen zu wollen. Dies bekraftigten
sie durch die Einreichung verschiedener Vorstosse: Beat Vonlanthen (cvp, FR) wollte
mit einer Motion (Mo. 18.3070) ein Werbeverbot ab 19:30 Uhr sowie ein
Onlinewerbeverbot, eine Obergrenze flur die Werbeeinnahmen und einen Ausstieg der
SRG aus der Admeira erreichen. Eine BDP-Motion (Mo. 18.3100) zielte auf eine Senkung
der Gebuhren auf CHF 320 und auf eine entsprechende Kirzung des Budgets der SRG.
Auch GLP-Président Jurg Grossen (glp, BE) und FDP-Prasidentin Petra Goéssi (fdp, SZ)
forderten, dass die SRG zukUlinftig sparen musse. Selbst Gerhard Pfister, Prasident der
SRG nahestehenden CVP, sprach sich fur eine ,Debatte Uber Grdsse und inhaltliche
Ausrichtung der SRG" aus. SP-Préasident Christian Levrat (sp, FR) forderte stattdessen
eine verstarkte Presseforderung. Aber auch die Initiativbeflrworter waren bereits vor
dem Abstimmungssonntag erneut tatig geworden: Natalie Rickli (svp, ZH) forderte in
einer parlamentarischen Initiative eine Reduktion der Gebuhren auf CHF 300 (Pa. Iv.
18.404) und Gregor Rutz (svp, ZH) beabsichtigte, die Abgabe fiur Unternehmen zu
streichen (Pa. Iv. 18.405).

Auch von Seiten der SRG folgte eine Reaktion. Bereits Ende Januar hatte sich SRG-
Generaldirektor Gilles Marchand mit einem Plan R zu Wort gemeldet: Nach Ablehnung
der Initiative sollten die Strukturen der SRG vereinfacht und flexibilisiert, Prioritaten
geklart und Entscheidungen nachvollziehbarer gemacht werden. Einen Tag nach dem
Abstimmungstermin machten die Verantwortlichen der SRG einen zuséatzlichen Schritt
auf ihre Kritiker zu. Marchand bezeichnete den Abstimmungssonntag als ,Wendepunkt
in der Geschichte der SRG™ und kundigte zusammen mit SRG-Prasident Jean-Michel
Cina einen Reformplan an. Die SRG werde CHF 100 Mio. sparen - doppelt so viel wie
aufgrund des Geblhrendeckels sowieso notig gewesen ware. Sie werde sich zukUlnftig
auf ihre Raison d'Etre konzentrieren und insbesondere Informationssendungen, Filme,
Dokumentationen, Serien und mehr Eigenproduktionen ausstrahlen. Bei Spielfilmen soll
es keine Werbeunterbrechungen mehr geben, zudem werde man auf eigenstandige
Inhalte auf den Internetseiten, auf Onlinewerbung und - trotz Erlaubnis des UVEK - auf
zielgruppenspezifische  Werbung verzichten. Damit setzte die SRG trotz
Abstimmungsgewinn zumindest einen Teil der Forderungen ihrer Kritiker um.

Abstimmung vom 04. Marz 2018

Beteiligung: 54.8%
Ja: 833'837(28.4%) / Stéande: 0
Nein: 2'098'302 (71.6%) / Stédnde: 20 6/2

Parolen:

- Ja: SVP (2*), EDU, JSVP, Jungfreisinnige, Gewerbeverband

- Nein: CVP, BDP (1*), EVP, FDP, GLP, Grine, LDP, SP, TravailSuisse, SGB,
Economiesuisse, VSM, Médias Suisse

* In Klammer Anzahl abweichende Kantonalsektionen ®

Neben einer Motion Fluckiger-Béani und einer Motion der KVF-NR forderte auch der
Kanton Genf in einer Standesinitiative die Riickerstattung der zu Unrecht erhobenen
Mehrwertsteuer auf die Empfangsgebihren, und dies unaufgefordert an alle
Mehrwertsteuerpflichtigen. In der Herbstsession 2018 hatte sich der Standerat mit dem
Anliegen zu befassen. Ebenso wie beim Kommissionsanliegen, das die Rickerstattung
der Mehrwertsteuer auf funf Jahre beschréanken wollte, war die vorberatende
Kommission einhellig zur Ansicht gelangt, dass auch die Standesinitiative den
gesetzgeberischen Spielraum zu stark einschranke. Man wolle zuerst die finf hangigen
Entscheide des Bundesgerichts abwarten, um sich daran zu orientieren, und empfehle
dem Rat deswegen, der Initiative keine Folge zu geben. Im Sténderat zeigte sich
Bundesratin Leuthard mit der KVF-SR einig und erklarte sich bereit, dass der Bund bei
entsprechendem Urteil des Bundesgerichts eine gesetzliche Grundlage ausarbeiten
werde, worin er eine «moglichst pauschale Rickerstattung» vorschlagen und damit den
administrativen Aufwand in Grenzen halten wolle. Stillschweigend folgte der Standerat
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STANDESINITIATIVE
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MARLENE GERBER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
MARLENE GERBER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.09.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

seiner Kommission und gab der Standesinitiative keine Folge. *

Parallelement au déménagement d'une partie de la radio alémanique SRF de Berne a
Zurich, la SSR a annoncé sa volonté de transférer son département d'actualité romand
de Genéve a Lausanne en 2024. Dans la capitale vaudoise, la radio télévision suisse
emménagera dans un centre médias flambant neuf, qui sortira de terre sur le campus
universitaire de Dorigny, a deux pas de I'EPFL. La SSR justifie cette décision par la
volonté d'économiser la surface occupée, et ainsi les frais qui en découlent. Les
économies réalisées par ce biais doivent permettre de ne pas épargner a d'autres
endroits, notamment en coupant dans les programmes. Avec ce transfert, environ 150
collaborateurs et collaboratrices migreront du bout du lac a la capitale olympique, ou
ils retrouveront leurs collégues de la radio. Ces derniers, dont les studios se situent
actuellement & la Sallaz, au nord de la ville, se déplaceront également du cété de
Dorigny lorsque les nouveaux locaux seront opérationnels. Le déplacement du
téléjournal et d'autres émissions d'actualité en direction de I'est des rives du Léman a
provoqué de vives réactions & Genéve. Selon le conseiller d'Etat Antonio Hodgers, « la
population genevoise, qui avait massivement soutenu la SSR lors du vote sur I'initiative
No-Billag, est animée par un sentiment de trahison ». Antonio Hodgers a comparé cette
décision a « un coup de poignard dans le dos », et a réclamé des mesures
compensatoires a la SSR. Dans la cité de Calvin, on s'inquiétait en particulier de I'avenir
de la tour de la RTS qui abrite actuellement 1200 employé.e.s et a été entierement
rénovée entre 2005 et 2010 pour plus de CHF 50 millions. Face a ces réactions, le
directeur de la RTS Pascal Crittin a rappelé que les sports, des magazines d'actu, les
programmes de divertissement et de jeunesse demeureraient a Geneve. Quant aux
locaux libérés, qui correspondent a 25 pour cent de la surface occupée actuellement,
ils pourraient étre loués a des privés.

Malgré plusieurs tentatives d'empécher le déménagement au niveau politique, le
Parlement I'a définitivement validé en 2020, au grand dam du canton de Genéve. °

Die KVF-NR stutzte im Januar 2019 den im Jahr zuvor vom Standerat geféallten Entscheid
und gab einer Standesinitiative des Kantons Genf mit der Forderung nach
unaufgeforderter Riickerstattung der zu Unrecht erhobenen Mehrwertsteuer auf die
Empfangsgebiihren an alle Mehrwertsteuerpflichtigen einstimmig keine Folge. Das
UVEK habe das Vorhaben zur Erarbeitung einer gesetzlichen Grundlage flr eine
pauschale Ruckvergltung unterdessen bereits in Angriff genommen, weswegen kein
zusatzlicher Handlungsbedarf mehr bestehe. ©

Nach dem Standerat lehnte auch der Nationalrat in der Sommersession 2019 auf
Anraten seiner KVF-NR eine Standesinitiative des Kantons Genf mit der Forderung nach
Riickerstattung der zu Unrecht erhobenen Mehrwertsteuer auf die
Empfangsgebiihren an alle Mehrwertsteuerpflichtigen ab, da sich eine gesetzliche
Grundlage zur Erflllung dieser Forderung bereits in Ausarbeitung befand: Nach einem
entsprechenden Bundesgerichtsentscheid im Vorjahr hatte sich das UVEK daran
gemacht, eine Vorlage fur eine pauschale Rickerstattung zu erarbeiten. Diese befand
sich zum Zeitpunkt der nationalratlichen Beratung in der Vernehmlassung. ’

«Die TV-Nachrichtenabteilung soll in Genf bleiben.» Die so lautende Standesinitiative
des Kantons Genf, welche der Genfer Grosse Rat mit 76 zu O Stimmen bei 2
Enthaltungen verabschiedet hatte, wollte fir klare Verhéltnisse in der
Programmproduktion der SRG in der Romandie sorgen. Dieser Antrag des Genfer
Kantonsparlaments reihte sich in eine Vielzahl von Vorstdssen ein, die die Frage nach
den Produktionsstandorten der Radio- und Fernsehanstalt erdrtern wollten. Drei
Punkte wollte der Kanton Genf erreichen: Ein besseres Gleichgewicht bei den
audiovisuellen Tatigkeiten der RTS in der Westschweiz; den Erhalt der
Fernsehnachrichtenabteilung in Genf; sowie den Erhalt der Radiotétigkeit in Bern.
Ausgelost worden war die Initiative durch die mogliche Konzentration der
Programmproduktion am Standort Lausanne.

Im August 2019 wurde in der KVF-SR Uber die Standesinitiative beraten. Dort fand das
Anliegen aber kein Gehér. Die Haltung der Kommission war bereits bekannt und
konsolidiert, seit sie im Fruhjahr 2019 eine &hnliche parlamentarische Initiative
Vonlanthen (cvp, FR; Pa.lv. 18.449) behandelt hatte. Die Frage der Standorte solle nicht
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.12.2020
MARLENE GERBER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 01.10.2018
ANJA HEIDELBERGER

auf Gesetzesstufe geregelt werden, zudem reichten die Vorgaben des RTVG und der
Konzession bezlglich der sprachregionalen Angebote aus, argumentierte die
Kommission einstimmig.

Mit dem Nein aus der Kommission standen die Zeichen fir einen Meinungsumschwung
in der kleinen Kammer schlecht. Die zusammen mit den parlamentarischen Initiativen
aus dem Nationalrat behandelte Genfer Standesinitiative hatte im Sténderat keine
Chance. Kommissionssprecher Janiak (sp, BL) gab an, dass die SRG-Leitung intensive
Gesprache mit der Genfer Regierung fihre und dass eine Losung erarbeitet werde.
Selbst der Genfer Stdnderat Robert Cramer (gp, GE) verzichtete darauf, die
Standesinitiative zur Annahme zu empfehlen. Er habe zur Kenntnis genommen, dass
man nicht das Recht habe, in die Organisation der SRG einzugreifen, betonte er
zerknirscht. («J'ai donc pris note que nous n'avions pas le droit d'intervenir sur la facon
dont la SSR s'organise.») ®

Im November 2019 entschied die KVF-NR, der Standesinitiative des Kantons Genf, die
einen Verbleib der TV-Nachrichtenabteilung in Genf forderte, keine Folge zu geben.
Sie orientierte sich dabei am Beschluss, den sie bereits bei der Behandlung von finf
gleichlautenden parlamentarischen Initiativen gefasst hatte, die die Festschreibung der
SRG-Produktionsstandorte im Gesetz gefordert hatten, und verabschiedete das
Geschaft mit 15 zu 8 Stimmen und dem Antrag auf keine Folge geben an den
Nationalrat. *

Seiner Kommission folgend entschied der Nationalrat in der Wintersession 2020, dass
die TV-Nachrichtenabteilung der SRG von Genf nach Lausanne umziehen durfe, und
gab einer Standesinitiative des Kantons Genf, die das Gegenteil gefordert hatte, mit 93
zu 67 Stimmen bei 26 Enthaltungen, letztere aus beinahe allen Fraktionen, keine Folge.
Wahrend sich die Fraktionen der Grinen und der SP fast ausnahmslos flur Folgegeben
aussprachen, wollten die meisten Vertreterinnen und Vertreter der GLP, FDP und SVP
dem Anliegen keine Folge geben. Gespalten zeigte sich die Mitte-Fraktion. Somit
scheiterte nach funf parlamentarischen Initiativen auch das letzte Geschaft, welches
der SRG per Gesetz Vorgaben zum Produktionsstandort hatte machen wollen. Mit den
Initiativen hatten Parlamentarierinnen und Parlamentarier verschiedenster Couleur auf
den 2018 kommunizierten Entscheid der SRG reagiert, aus Spargrinden gewisse
Produktionsstatten zusammenzulegen. ©

Medienpolitische Grundfragen

An der von Juni bis Oktober 2018 dauernden Vernehmlassung zum Bundesgesetz iiber
elektronische Medien beteiligten sich 253 Organisationen, darunter alle Kantone, die
sieben groéssten Parteien (BDP, CVP, FDP, GLP, Griine, SP, SVP), Dachverbande der
Gemeinden, Stadte und Berggebiete und der Wirtschaft sowie weitere interessierte
Kreise. Geméass Vernehmlassungsbericht gingen die Meinungen der Teilnehmenden weit
auseinander. Zwar wurde der Handlungsbedarf mehrheitlich anerkannt, grundséatzliche
Zustimmung fand die Vorlage jedoch nur bei der GLP und 16 Kantonen (Al, AR, BE, BL,
BS, FR, GR, NE, NW, SG, SO, TI, UR, VS, ZG, ZH) sowie einzelnen weiteren
Organisationen. Eher wohlwollend nahmen - trotz ihrem Wunsch nach weitergehender
Regulierung - die Grinen, die Kantone St. Gallen und Waadt, die EMEK,
Medienverbande und die Gewerkschaften (SGB und Syndicom) das Gesetz auf. Keine
Unterstltzung fand es bei SP und BDP, die sich ein Mediengesetz gewlinscht hatten, das
alle Mediengattungen abdeckt. Umgekehrt empfanden die SVP, die Kantone Luzern und
Schwyz, die Aktion Medienfreiheit und weitere Organisationen ein neues Gesetz als
unnoétig. Die SVP, die FDP, die BDP, der Kanton Schaffhausen sowie der Verband
Schweizer Medien, Medias Suisses, der Gewerbeverband, Economiesuisse, die Aktion
Medienfreiheit sowie zahlreiche Verlage sprachen sich denn auch gegen das neue
Gesetz aus.

Besonders haufig kritisiert wurde der Geltungsbereich des Gesetzes, der neu auch den
Onlinebereich umfassen soll, obwohl nicht klar sei, ob dies geméss Verfassung zulassig
sei. Im Gegenzug sollten Radios ohne Leistungsvereinbarung nicht mehr davon tangiert
werden. Auf Kritik stiessen auch die ausschliessliche Férderung von audio- und
audiovisuellen Medienbeitragen, die Verteilung der Abgabe fir elektronische Medien
auf einen breiteren Kreis und die nicht vorhandene Unabhéangigkeit sowie die
Machtfllle der neuen Aufsichtskommission KOMEM. Mehrheitlich auf Zustimmung stiess
hingegen die indirekte Forderung elektronischer Medien. "
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